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1 Vertragsschluss / Lieferbeginn 

1.1.1 Das Angebot des Lieferanten in Prospekten, Anzeigen, Formu-
laren etc. ist freibleibend. Maßgeblich sind die bei Vertrags-
schluss geltenden Preise. 

Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Lieferanten in Text-
form unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustan-
de. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass alle für 
die Belieferung notwendigen Maßnahmen (Kündigung des bis-
herigen Liefervertrages, etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung er-
folgt, soweit es sich bei dem Kunden um einen Verbraucher 
gemäß § 13 BGB handelt, nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist 
des Kunden gemäß §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es 
sei denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu ausdrücklich 
auf.Gilt nur für private Letztverbraucher: Eine Belieferung erfolgt 
nicht vor Ablauf der Widerrufsfrist des Kunden gemäß §§ 355 
Abs. 2, 356 Abs. 2 Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert 
den Lieferanten hierzu ausdrücklich auf. 

2 Umfang und Durchführung der Lieferung / Weiterleitungs-
verbot / Befreiung von der Leistungspflicht  

2.1 Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an 
Erdgas an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnah-
mestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, über den 
der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-ID energiewirt-
schaftlich identifiziert wird.Entnahmestelle ist die Eigentumsgren-
ze des auf die (ggf. jeweilige) Messstelle bezogenen Netzan-
schlusses. Messstelle ist der Ort, an dem der Gasfluss messtech-
nisch erfasst wird.  

2.2 Der Kunde wird das Erdgas lediglich zur eigenen Versorgung 
nutzen. Eine Weiterleitung an Dritte ist unzulässig. 

2.3 Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der 
Gasversorgung ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer 
Störung des Netzbetriebes einschließlich des Netzanschlusses 
handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu möglichen Ansprü-
chen des Kunden gegen den Netzbetreiber, vgl. Ziff. 9.  

2.4 Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch 
unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen Einfluss haben 
und deren Abwendung mit einem angemessenen technischen 
oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbe-
sondere höhere Gewalt wie z. B. Naturkatastrophen, Krieg, Ar-
beitskampfmaßnahmen, hoheitliche Anordnungen), wesentlich 
erschwert oder unmöglich gemacht, so sind die Parteien von ih-
ren vertraglichen Leistungspflichten befreit, solange diese Um-
stände und deren Folgen nicht endgültig beseitigt sind. 

2.5 Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit 
und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die 
Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den Messstel-
lenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. Schadenser-
satzansprüche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben für 
den Fall unberührt, dass den Lieferanten an der Unterbrechung 
ein Verschulden trifft. 

2.62.4  

3 Messung / Zutrittsrecht / Abschlagszahlungen / Abrechnung / 
Anteilige Preisberechnung 

3.1 Die Menge des gelieferten Gases wird durch Messeinrichtungen 
des zuständigen Messstellenbetreibers ermittelt. Die Ablesung 
der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber, Netzbe-
treiber, Lieferanten oder auf deren Verlangen kostenlos vom 
Kunden durchgeführt. Verlangt der Lieferant eine Selbstablesung 
des Kunden, fordert der Lieferant den Kunden rechtzeitig dazu 
auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt zum Zwecke der 
Abrechnung, anlässlich eines Lieferantenwechsels oder bei ei-
nem berechtigten Interesse des Lieferanten an einer Überprüfung 
der Ablesung. Der Kunde kann einer Selbstablesung widerspre-
chen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist. Können die Messein-
richtungen nicht abgelesen werden, zeigen sie fehlerhaft an oder 
sind aus anderen Gründen keine plausiblen Messwerte verfügbar, 
ohne dass den Lieferanten hieran jeweils ein Verschulden trifft, so 
kann der Lieferant den Verbrauch auf der Grundlage der letzten 
Abrechnungen oder bei einem Neukunden nach dem Verbrauch 
vergleichbarer Kunden jeweils unter angemessener Berücksichti-
gung der tatsächlichen Verhältnisse schätzen; dies gilt auch 
dann, wenn der Kunde eine rechtzeitig angekündigte Selbstable-
sung nicht oder verspätet vornimmt. 

3.2 Der Kunde hat nach vorheriger Benachrichtigung dem mit einem 
Ausweis versehenen Beauftragten des Messstellenbetreibers, 
des Netzbetreibers oder des Lieferanten den Zutritt zu seinem 

Grundstück und zu seinen Räumen zu gestatten, soweit dies zur 
Ermittlung der preislichen Bemessungsgrundlagen oder zur Able-
sung der Messeinrichtungen erforderlich ist. Die Benachrichtigung 
kann durch Mitteilung an den Kunden oder durch Aushang am 
oder im jeweiligen Haus erfolgen. Sie muss mindestens eine Wo-
che vor dem Betretungstermin erfolgen; mindestens ein Ersatz-
termin ist anzubieten. Der Kunde hat dafür Sorge zu tragen, dass 
die Messeinrichtungen zugänglich sind. Wenn der Kunde den Zu-
tritt unberechtigt verweigert oder behindert, stellt der Lieferant 
dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten nach tatsächli-
chem Aufwand in Rechnung.  

3.33.2 Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen 
verlangen. Der Lieferant berechnet diese auf der Grundlage der 
Abrechnung der vorangegangenen 12 Monate oder, sofern eine 
solche Berechnung nicht möglich ist, nach dem durchschnittlichen 
Verbrauch vergleichbarer Kunden. Macht der Kunde glaubhaft, 
dass der Verbrauch erheblich abweicht, ist dies angemessen zu 
berücksichtigen. 

3.43.3 Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungsjah-
res, der 12 Monate nicht wesentlich überschreitet, und zum Ende 
des Lieferverhältnisses wird vom Lieferanten eine Abrechnung 
erstellt, in welcher der tatsächliche Umfang der Belieferung unter 
Anrechnung der Abschlagszahlungen abgerechnet wird. Ergibt 
sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von der Abrech-
nung der tatsächlichen Belieferung, so wird der zu viel oder zu 
wenig berechnete Betrag unverzüglich nachentrichtet bzw. erstat-
tet, spätestens aber mit der nächsten Abschlagszahlung verrech-
net. Ergibt sich eine Abweichung der Abschlagszahlungen von 
der Abrechnung der tatsächlichen Belieferung, so wird der zuviel 
oder zuwenig berechnete Betrag unverzüglich erstattet bzw. 
nachentrichtet oder mit der nächsten Abschlagszahlung verrech-
net. Der Kunde hat – abweichend von Satz 1 – das Recht, eine 
kostenpflichtige monatliche, vierteljährliche oder halbjährliche Ab-
rechnung zu wählen, die auf Grundlage einer gesonderten Ver-
einbarung mit dem Lieferanten erfolgt. Bei monatlichen Rechnun-
gen entfällt das Recht des Lieferanten nach Ziff. 3.23 Satz 1. 

3.53.4 Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine 
Nachprüfung der Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle-
Abnahmestelle durch eine Eichbehörde oder eine staatlich aner-
kannte Prüfstelle im Sinne im Sinne von § 40 Abs. 3 des Mess- 
und Eichgesetz zu veranlassen. Die Kosten der Nachprüfung fal-
len dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen 
Verkehrsfehlergrenzen nicht überschritten werden.  

3.63.5 Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen eine Überschrei-
tung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Feh-
ler in der Ermittlung des Rechnungsbetrages festgestellt (wie z.B. 
auch bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Messwerte), 
so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich 
erstattet bzw. nachentrichtet oder mit der nächsten Abschlags-
zahlung verrechnet. Ansprüche nach dieser Ziffer sind auf den 
der Feststellung des Fehlers vorhergehenden Ablesezeitraum 
beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über 
einen größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist 
der Anspruch auf  längstens drei Jahre beschränkt. 

3.6 Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrechnungs-
zeitraums, so rechnet der Lieferant geänderte verbrauchsunab-
hängige Preisbestandteile tagesgenau ab. Für die Abrechnung 
geänderter verbrauchsabhängiger Preisbestandteile wird die nach 
Ziffer 3.13.1 ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrech-
nungszeitraum auf Grundlage einer Schätzung nach billigem Er-
messen (§ 315 BGB) auf den Zeitraum vor und nach der Preisän-
derung aufgeteilt, wobei jahreszeitliche Verbrauchsschwankun-
gen auf der Grundlage vergleichbarer Erfahrungswerte angemes-
sen zu berücksichtigen sind. Die nach der Preisänderung anfal-
lenden Abschlagszahlungen können entsprechend angepasst 
werden. 

4.0 Ändern sich die vertraglichen Preise während des Abrechnungs-
jahres, so erfolgt die Anpassung des Grundpreises tagesgenau, 
die Arbeitspreise wer 

5.0 den mengenanteilig berechnet. Die nach der Preisänderung 
anfallenden Abschlagszahlungen können entsprechend ange-
passt werden. 

64 Zahlungsbestimmungen / Verzug / Zahlungsverweigerung / 
Aufrechnung 

6.14.1 Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang 
der Rechnung, Abschläge und Vorauszahlungen zu dem vom Lie-
feranten festgelegten Zeitpunkt fällig und ohne Abzug im Wege 
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des Lastschriftverfahrens oder mittels Dauerauftrag bzw. Über-
weisung zu zahlen. 

6.24.2 Bei Zahlungsverzug stellt der Lieferant, wenn er erneut zur 
Zahlung auffordert oder den Betrag durch einen Beauftragten 
einziehen lässt, dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten 
pauschal gemäß Ziffer 19 in Höhe von 3,80 € (netto) in Rech-
nung. Bei einer pauschalen Berechnung ist die Berechnungs-
grundlage auf Verlangen des Kunden nachzuweisen; die pau-
schale Berechnung muss einfach nachvollziehbar sein und darf 
den nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden 
Schaden nicht übersteigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis 
gestattet, solche Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich 
geringer als die Höhe der Pauschale.  

4.3 Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungsauf-
schub oder zur Zahlungsverweigerung nur,  

4.3.1 sofern der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne 
ersichtlichen Grund mehr als doppelt so hoch wie der ver-
gleichbare Verbrauch im vorherigen Abrechnungszeitraum ist 
und der Kunde eine Nachprüfung der Messeinrichtung verlangt 
und solange durch die Nachprüfung nicht die ordnungsgemäße 
Funktion der Messeinrichtung festgestellt ist,  

oder  

4.3.2 sofern aus Sicht eines verständigen Kunden die ernsthafte 
Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht, z. B. bei fal-
schen Kundennamen, verwechselten Entnahmestellen, ohne 
Weiteres erkennbaren Rechenfehlern oder bei weit außerhalb 
der Plausibilität liegenden Verbrauchsmengen, auch wenn eine 
Nachprüfung der Messeinrichtung deren ordnungsgemäße 
Funktion bestätigt hat.  

Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben von Ziffer 4.3 unbe-
rührt.Einwände gegen Rechnungen berechtigen zum Zahlungs-
aufschub oder zur Zahlungsverweigerung nur, sofern die ernsthaf-
te Möglichkeit eines offensichtlichen Fehlers besteht oder sofern 
der in einer Rechnung angegebene Verbrauch ohne ersichtlichen 
Grund mehr als doppelt so hoch wie der vergleichbare Verbrauch 
im vorherigen Abrechnungszeitraum ist und der Kunde eine Nach-
prüfung der Messeinrichtung verlangt und solange durch die 
Nachprüfung nicht die ordnungsgemäße Funktion der Messeinrich-
tung festgestellt ist. Rechte des Kunden nach § 315 BGB bleiben 
unberührt. 

6.34.4 Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen 
oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet 
werden. Dies gilt nicht für Forderungen des Kunden, die im Rah-
men des Rückabwicklungsverhältnisses nach Widerruf des Ver-
trags entstehen, sowie für Ansprüche des Kunden aufgrund voll-
ständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangelhafter Erfül-
lung der Lieferpflicht.Dies gilt nicht für Ansprüche des Kunden 
gegen den Lieferanten aufgrund vollständiger oder teilweiser 
Nichterfüllung oder mangelhafter Erfüllung der Lieferpflicht. 

75 Vorauszahlung / Sicherheitsleistung (Ziff. 5.45.5 bis 5.95.7 
gelten nicht für private Letztverbraucher) 

7.15.1 Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung 
in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer 
Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug 
ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf Mona-
ten wiederholt in Zahlungsverzug gerät oder in sonstigen begrün-
deten Fällen.Der Lieferant ist berechtigt, für den Gasverbrauch 
des Kunden in angemessener Höhe Vorauszahlung zu verlangen, 
wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht un-
wesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines 
Zeitraums von zwölf Monaten wiederholt in Zahlungsverzug gerät 
oder in sonstigen begründeten Fällen. Die Vorauszahlung ist frü-
hestens zum Lieferbeginn fällig. Die Vorauszahlung ist frühestens 
zum Lieferbeginn fällig. Die Höhe der Vorauszahlung des Kunden 
beträgt die für einen Zeitraum von bis zu zwei Liefermonaten zu 
leistenden Zahlungen. Sie wird für den Vorauszahlungszeitraum 
aus dem durchschnittlichen Verbrauch des vorhergehenden Ab-
rechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis bzw. – soll-
te kein vorhergehender Abrechnungszeitraum bestehen – aus 
dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und 
dem aktuellen Vertragspreis ermittelt. Macht der Kunde glaubhaft, 
dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen 
zu berücksichtigen. Die Vorauszahlung wird mit den jeweils 
nächsten vom Kunden nach diesem Vertrag zu leistenden Zah-
lungen verrechnet. Erfolgt eine solche Verrechnung und liegen 
die Voraussetzungen für eine Vorauszahlung weiterhin vor, ist der 
Kunde verpflichtet, den verrechneten Betrag unverzüglich nach 
der Verrechnung als erneute Vorauszahlung nachzuentrichten.  

5.2 Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, 
Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraus-
setzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vo-

rauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 
BGB) fest. Die Vorauszahlung ist frühestens zum Lieferbeginn fäl-
lig. Die Höhe der Vorauszahlung wird für den Vorauszahlungs-
zeitraum aus dem durchschnittlichen Verbrauch des vorherge-
henden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis 
bzw. – wenn kein vorhergehender Abrechnungszeitraum besteht 
– aus dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden 
und dem aktuellen Vertragspreis ermittelt. Macht der Kunde 
glaubhaft, dass sein Verbrauch erheblich geringer ist, ist dies an-
gemessen zu berücksichtigen. 

7.2 Der Kunde kann vom Lieferanten alle drei Monate, erstmals zum 
Ende des dritten Monats ab Leistung der ersten Vorauszahlung, 
eine Überprüfung verlangen, ob weiterhin ein Grund für die Erhe-
bung von Vorauszahlungen vorliegt. Ergibt die Überprüfung, dass 
kein Grund mehr für die Erhebung einer Vorauszahlung vorliegt, 
benachrichtigt der Lieferant den Kunden hierüber in Textform. Die 
Pflicht des Kunden zur Vorauszahlung endet mit Zugang der Be-
nachrichtigung. 

7.3  

5.3 Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden 
nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Rechnungsbeträge und 
Abschläge nach Ziffer  4.14.1) verrechnet. Ergibt sich dabei eine 
Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, 
so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverzüglich 
nachentrichtet bzw. erstattet. 

7.45.4 Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim 
Kunden ein Vorkassensystem (z.B. Bargeld- oder Chipkartenzäh-
ler) einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber damit 
beauftragen. 

7.55.5 Anstelle einer Vorauszahlung kann der Lieferant eine Sicherheits-
leistung in Höhe der für einen Zeitraum von zwei Liefermonaten 
voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zahlungen verlan-
gen.Anstelle einer Vorauszahlung kann der Kunde nach seiner 
Wahl in gleicher Höhe Sicherheit leisten. Sofern die Parteien 
nichts anderes vereinbaren, ist eine Sicherheitsleistung nur zu-
lässig in Form einer unbedingten, unwiderruflichen, selbstschuld-
nerischen Bürgschaft einer europäischen Bank. Die sich verbür-
gende Bank muss ein Rating im „A“-Bereich von Standard & 
Poors oder ein gleichwertiges Rating einer anderen international 
anerkannten Rating-Agentur aufweisen. 

7.65.6 Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der 
Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lie-
ferant wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, in dem 
dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungsverpflichtungen er-
forderlich ist. 

7.75.7 Die Verwertung der Sicherheit nach Ziff. 5.55.5 wird der Lieferant 
dem Kunden unter Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn 
nach den Umständen des Einzelfalls besteht Grund zu der An-
nahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spät erfol-
gen würde. Ist der Abschluss des Vertrages für den Kunden ein 
Handelsgeschäft, beträgt die Frist wenigstens eine Woche. In al-
len übrigen Fällen beträgt sie einen Monat. 

7.85.8 Die Sicherheit ist unverzüglich zurückzugeben, soweit ihre 
Voraussetzungen weggefallen sind. 

7.95.9 Die Regelungen zur Einstellung und Unterbrechung der Beliefe-
rung sowie zur Kündigung in Ziff. 88 bleiben unberührt.  

86 Entgelt Preise und Preisbestandteile / Zukünftige Steuern, 
Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen / 
Preisanpassung nach billigem Ermessen 

6.1 Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbe-
standteilen nach den Ziffern 6.26.2 bis 6.46.4 zusammen. 

8.16.2 Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhängi-
gen Arbeitspreis in der sich aus den Preisangaben im Auftrags-
formular ergebenden Höhe. Diese werden auf Grundlage der 
Kosten kalkuliert, die für die Belieferung aller Kunden in diesem 
Tarif anfallen. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten für Energie-
beschaffung und Vertrieb (inkl. SLP-Bilanzierungsumlage, Entgelt 
für die Nutzung des Virtuellen Handelspunktes, Konvertierungs-
entgelt sowie Konvertierungsumlage), die Kosten für Messstel-
lenbetrieb und Messung – soweit diese Kosten dem Lieferanten 
vom Messstellenbetreiber in Rechnung gestellt werden –, das an 
den Netzbetreiber abzuführende Netzentgelt, sowie die Konzes-
sionsabgaben.Der Preis setzt sich aus einem Grundpreis und ei-
nem verbrauchsabhängigen Arbeitspreis zusammen. Er enthält 
folgende Kosten: Kosten für Energiebeschaffung und Vertrieb 
(inkl. SLP-Bilanzierungsumlage, Entgelt für die Nutzung des Vir-
tuellen Handelspunktes, Konvertierungsentgelt sowie Konvertie-
rungsumlage), die Kosten für Messstellenbetrieb und Messung , 
das an den Netzbetreiber abzuführende Netzentgelt sowie die 
Konzessionsabgaben. 
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8.26.3 Der Preis nach Ziff. 6.26.1 erhöht sich um die Energiesteuer in 
der jeweils geltenden Höhe (gesetzlicher Regelsatz nach § 2 
EnergieStG derzeit: 0,55 Ct/kWh). Zusätzlich fällt auf den nach 
Satz 1 erhöhten Preis und etwaige zukünftige Steuern, Abgabe 
und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziff. 6.36.3 
die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe  (derzeit: 19 %) 
an (Bruttopreis). 

8.36.4 Wird die Belieferung oder die Verteilung von Erdgas nach 
Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern  6.26.2, 6.3 und 6.5 
nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhöht sich das 
Entgelt nach Ziffer 6.2 um die hieraus entstehenden Mehrkosten 
in der jeweils geltenden Höhe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die 
Belieferung oder die Verteilung von Erdgas nach Vertragsschluss 
mit einer hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belas-
tung (d. h. keine Bußgelder o. ä.) belegt wird, soweit diese unmit-
telbaren Einfluss auf die Kosten für die nach diesem Vertrag ge-
schuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils gelten-
den Höhe nach Satz 1 und 2 führt bei Erstattungen (z. B. in Form 
negativer Umlagen) zu einer entsprechenden Preisreduzierung. 
Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach 
Höhe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss 
konkret vorhersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Rege-
lung der Weiterberechnung entgegensteht. Eine Weiterberech-
nung ist auf die Mehrkosten beschränkt, die nach dem Sinn und 
Zweck der gesetzlichen Regelung dem einzelnen Vertragsver-
hältnis (z. B. nach Kopf oder nach Verbrauch) zugeordnet werden 
können. Eine Weiterberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der 
Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird über eine solche 
Weiterberechnung spätestens mit der Rechnungsstellung infor-
miert.Wird die Belieferung oder die Verteilung von Erdgas nach 
Vertragsschluss mit zusätzlichen in Ziff. 6.1 und 6.2 nicht genann-
ten  Steuern oder Abgaben belegt, erhöht sich der Preis nach Ziff. 
6.1 um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der jeweils gel-
tenden Höhe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Belieferung oder 
die Verteilung von Erdgas nach Vertragsschluss mit einer hoheit-
lich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h. keine 
Bußgelder o. ä.) belegt wird, soweit diese unmittelbaren Einfluss 
auf die Kosten für die nach diesem Vertrag geschuldeten Leis-
tungen hat. Eine Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die 
Mehrkosten nach Höhe und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits 
bei Vertragsschluss konkret vorhersehbar waren oder die jeweili-
ge gesetzliche Regelung der Weiterberechnung entgegensteht. 
Eine Weiterberechnung ist auf die Mehrkosten beschränkt, die 
nach dem Sinn und Zweck der gesetzlichen Regelung dem ein-
zelnen Vertragsverhältnis (z.B. nach Kopf oder nach Verbrauch) 
zugeordnet werden können. Eine Weiterberechnung erfolgt ab 
dem Zeitpunkt der Entstehung der Mehrkosten. Der Kunde wird 
über eine solche Weiterberechnung spätestens mit der Rech-
nungsstellung informiert. 

8.46.5 Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Höhe eines 
nach Ziff. 6.36.2 und 6.46.3 zu zahlenden Preisbestandteils auf 
Anfrage mit. 

8.56.6 Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis 
nach Ziffer 6.26.2 – nicht hingegen etwaige zukünftige Steuern, 
Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Zif-
fer 6.4 sowie die gesondert in der jeweils geltenden Höhe an den 
Kunden weitergegebene Energie- und Umsatzsteuer nach Zif-
fer 6.3 – durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Er-
messen gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhöhungen oder Er-
mäßigungen). Anlass für eine solche Preisanpassung ist aus-
schließlich eine Änderung der in Ziffer 6.2 genannten Kosten. Der 
Lieferant überwacht fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. 
Der Umfang einer solchen Preisanpassung ist auf die Verände-
rung der Kosten nach Ziffer 6.2 seit der jeweils vorhergehenden 
Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.66.6 bzw. – sofern noch kei-
ne Preisanpassung nach dieser Ziffer 6.66.6 erfolgt ist – seit Ver-
tragsschluss bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksamwerdens 
der aktuellen Preisanpassung beschränkt. Kostensteigerungen 
und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegenläufig 
zu saldieren. Der Lieferant ist verpflichtet, bei der Ausübung sei-
nes billigen Ermessens Kostensenkungen nach den gleichen 
Maßstäben zu berücksichtigen wie Kostenerhöhungen, so dass 
Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam 
werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß 
§ 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermes-
sens des Lieferanten gerichtlich überprüfen zu lassen. Änderun-
gen des Grundpreises und des Arbeitspreises nach dieser Zif-
fer sind nur auf den Zeitpunkt der jeweiligen Vertragsverlänge-
rung möglich, erstmals zum Ablauf der vertraglichen Erstlaufzeit. 
Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der Lieferant dem 
Kunden die Änderungen spätestens sechs Wochen vor dem ge-
planten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat 
der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündi-

gungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisanpas-
sung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der 
Mitteilung gesondert hingewiesen.Der Lieferant ist verpflichtet, die 
Preise nach Ziff. 6.1 – nicht hingegen die gesondert an den Kun-
den weitergegebene Energie- und Umsatzsteuer nach Ziff. 6.2 
sowie etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegter Belastungen nach Ziff. 6.3 – durch einseitiges Leistungsbestimmungsrecht nach billigem Ermessen gemäß § 315 BGB anzupassen (Erhöhungen oder Ermäßigungen). Anlass für eine solche Preisanpassung ist ausschließlich eine Änderung der in Ziff. 6.1 genannten Kosten. Der Lieferant überwacht fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer solchen Preisanpassung ist auf die Veränderung der Kosten nach Ziff. 6.1 seit der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziff. 6.5 bzw. – sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziff. 6.5 erfolgt ist – seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschränkt. Kostensteigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung gegenläufig zu saldieren. Der Lieferant ist verpflichtet, bei der Ausübung seines billigen Ermessens Kostensenkungen nach den gleichen Maßstäben zu berücksichtigen wie Kostenerhöhungen, so dass Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirksam werden wie Kostenerhöhungen. Der Kunde hat gemäß § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Ausübung des billigen Ermessens des Lieferanten gerichtlich überprüfen zu lassen. Änderungen der Preise nach dieser Ziffer sind nur auf den Zeitpunkt der jeweiligen Vertragsverlängerung möglich, erstmals zum Ablauf der vertraglichen Erstlaufzeit. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die Änderungen spätestens sechs Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisanpassung zu kündigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. 

8.66.7 Informationen über aktuelle Produkte und Tarife erhält der Kunde 
unter der Tel.-Nr. 06271/92 09 - 0 oder im Internet unter 
www.stadtwerke-eberbach.de. 

97 Änderungen des Vertrages und dieser Bedingungen  

Die Regelungen des Vertrages und dieser Bedingungen beruhen 
auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbedingungen zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z. B. EnWG, GasGVV, Gas-
NZV, MsbG , höchstrichterliche Rechtsprechung, Entscheidungen 
der Bundesnetzagentur). Das vertragliche Äquivalenzverhältnis 
kann nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare Änderungen 
der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen (z.B. durch 
Gesetzesänderungen, sofern deren konkreter Inhalt nicht bereits 
– etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des förmlichen Ge-
setzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten – absehbar war), 
die der Lieferant nicht veranlasst und auf die er auch keinen Ein-
fluss hat, in nicht unbedeutendem Maße gestört werden. Ebenso 
kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag und/oder diesen Be-
dingungen entstandene Lücke nicht unerhebliche Schwierigkeiten 
bei der Durchführung des Vertrages entstehen lassen (etwa wenn 
die Rechtsprechung eine Klausel für unwirksam erklärt), die nur 
durch eine Anpassung oder Ergänzung zu beseitigen sind. In sol-
chen Fällen ist der Lieferant verpflichtet, den Vertrag und diese 
Bedingungen – mit Ausnahme der Preise – unverzüglich insoweit 
anzupassen und/oder zu ergänzen, als es die Wiederherstellung 
des Äquivalenzverhältnisses von Leistung und Gegenleistung 
und/oder der Ausgleich entstandener Vertragslücken zur zumut-
baren Fort- und Durchführung des Vertragsverhältnisses erforder-
lich macht (z.B. mangels gesetzlicher Überleitungsbestimmun-
gen). Anpassungen des Vertrages und dieser Bedingungen nach 
dieser Ziffer sind nur zum Monatsersten möglich. Die Anpassung 
wird nur wirksam, wenn der Lieferant dem Kunden die Anpassung 
spätestens sechs Wochen vor dem geplanten Wirksamwerden in 
Textform mitteilt. In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den 
Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens der Vertragsanpassung zu kündigen. Hierauf 
wird der Kunde vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hin-
gewiesen. 

108 Einstellung der Lieferung / Fristlose Kündigung (Ziff. 8.5 bis 
8.7 gelten nicht für private Letztverbraucher)  

10.18.1 Der Lieferant ist berechtigt, sofort die Lieferung einzustellen und 
die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber un-
terbrechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem 
Maße schuldhaft Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder vor 
Anbringung der Messeinrichtungen verwendet („Gasdiebstahl“) 
und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unbe-
rechtigten Energieentnahme erforderlich ist.  

10.28.2 Der Lieferant ist ebenfalls berechtigt, die Lieferung einzustellen 
und die Anschlussnutzung durch den zuständigen Netzbetreiber 
unterbrechen zu lassen, wenn der Kunde mit der Zahlung eines 
Betrags in Verzug ist, der – unter Berücksichtigung von Mahn- 
und Inkassokosten – mindestens € 1050,00 beträgt oder die Höhe 
von zwei aktuellen Abschlagszahlungen erreicht; erstreckt sich in 
letzterem Fall der Zahlungsverzug über einen Zeitraum mit Ab-
schlägen in unterschiedlich festgelegter Höhe, ist Verzug mit ei-
nem Betrag Voraussetzung, der die Summe aus dem aktuellen 
Abschlagsbetrag und dem unmittelbar zuvor geltenden Ab-
schlagsbetrag erreicht. Hat der Kunde eine Sicherheit geleistet, 
gilt dies nur, sofern der Kunde mit einem Betrag in Zahlungsver-
zug ist, der die Sicherheitsleistung nicht nur unerheblich über-
steigt. Bei der Berechnung des jeweils für den Verzug maßgebli-
chen Betrages bleiben nicht titulierte Forderungen außer Be-
tracht, die der Kunde schlüssig beanstandet hat oder die wegen 
einer Vereinbarung zwischen Lieferant und Kunden noch nicht 
fällig sind, oder die aus einer streitigen und noch nicht rechtskräf-
tig entschiedenen Preiserhöhung des Lieferanten resultieren. Die 
Unterbrechung unterbleibt, wenn die Folgen der Unterbrechung 
außer Verhältnis zur Schwere des Zahlungsverzuges stehen, o-
der der Kunde darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass 
er seinen Verpflichtungen vollumfänglich nachkommt. Dem Kun-
den wird die Unterbrechung spätestens vier Wochen vorher an-
gedroht und die Beauftragung des Netzbetreibers mit der Unter-
brechung der Anschlussnutzung drei Werktage vorher unter An-
gabe des Zeitpunkts der Auftragserteilung angekündigt. Der Lie-
ferant wird den Netzbetreiber zu dem in der Ankündigung ge-
nannten Zeitpunkt beauftragen, die Anschlussnutzung zu unter-
brechen, wofür der Netzbetreiber nach den Vorgaben des Liefe-
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rantenrahmenvertrages Gas (Anlage 3 zur Kooperationsvereinba-
rung 9) sechs weitere Werktage Zeit hat. Der Kunde wird den Lie-
feranten auf etwaige Besonderheiten, die einer Unterbrechung 
zwingend entgegenstehen, unverzüglich hinweisen. 

10.38.3 Die Kosten der Unterbrechung sowie der Wiederherstellung der 
Belieferung sind vom Kunden zu ersetzen. Der Lieferant stellt 
dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten pauschal gemäß 
Ziffer 19 in Rechnung. Dies gilt nicht für Außensperrungen, die 
Kosten einer solchen Sperrung werden nach tatsächlichem Auf-
wand in Rechnung gestellt. Auf Verlangen des Kunden ist die Be-
rechnungsgrundlage nachzuweisen; die pauschale Berechnung 
muss einfach nachvollziehbar sein und darf den nach dem ge-
wöhnlichen Lauf der Dinge zu erwartenden Schaden nicht über-
steigen. Dem Kunden ist zudem der Nachweis gestattet, solche 
Kosten seien nicht entstanden oder wesentlich geringer als die 
Höhe der Pauschale. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch 
entstandenen Kosten nach tatsächlichem Aufwand in Rechnung. 
Die Belieferung wird unverzüglich wiederhergestellt, wenn die 
Gründe für die Unterbrechung entfallen und die Kosten der Un-
terbrechung und Wiederherstellung bezahlt sind; sofern keine 
Barzahlung erfolgt, bleibt es dem Kunden zur Verkürzung der Un-
terbrechungszeit auch bei einer erteilten Einzugsermächtigung 
unbenommen, die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstel-
lung unverzüglich mittels Überweisung zu zahlen. 

10.48.4 Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer 
Frist gekündigt und die Lieferung eingestellt werden. Ein wichtiger 
Grund liegt insbesondere vor im Fall eines Gasdiebstahls nach 
Ziff. 8.18.1, oder im Fall eines Zahlungsverzuges unter den Vo-
raussetzungen der Ziff. 8.28.2 Satz 1 bis 2. Im letztgenannten Fall 
ist dem Kunden die Kündigung mindestens zwei Wochen vorher 
anzudrohen; die Kündigung unterbleibt in diesem Fall, wenn die 
Folgen der Kündigung außer Verhältnis zur Schwere des Zah-
lungsverzuges stehen, oder wenn der Kunde darlegt, dass hinrei-
chende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen vollum-
fänglich nachkommt. 

10.58.5 Ein wichtiger Grund liegt auch vor, wenn ein Zwangsvollstre-
ckungsverfahren gegen das gesamte Vermögen der anderen Par-
tei oder eines wesentlichen Teils dieses Vermögens eingeleitet 
wurde. 

8.6 Für den Lieferanten liegt ein wichtiger Grund weiterhin vor, wenn 
der Kunde ganz oder teilweise eine geschuldete Vorauszahlung 
und/oder vereinbarte Sicherheit nicht leistet und seiner Pflicht 
nicht innerhalb einer vom Lieferanten daraufhin gesetzten Frist 
von zwei Wochen nachkommt. Die Fristsetzung erfolgt in einer 
weiteren Zahlungsaufforderung des Lieferanten mit Kündigungs-
androhung. 

10.68.7 Darüber hinaus ist der Lieferant berechtigt, diesen Vertrag bei 
Vorliegen einer den Kunden betreffenden negativen Auskunft der 
SCHUFA oder der Creditreform insbesondere zu folgenden Punk-
ten außerordentlich zu kündigen: erfolglose Zwangsvollstreckung, 
erfolglose Pfändung, eidesstattliche Versicherung zum Vermö-
gen, Restschuldbefreiung. 

119 Haftung 

11.19.1 Ansprüche wegen Schäden durch Unterbrechung oder bei 
Unregelmäßigkeiten in der Gasversorgung sind, soweit es sich 
um Folgen einer Störung des Netzbetriebes einschließlich des 
Netzanschlusses handelt, gegenüber dem Netzbetreiber geltend 
zu machen (§ 18 NDAV).  

11.29.2 Der Lieferant wird unverzüglich über die mit der Schadensverur-
sachung zusammenhängenden Tatsachen Auskunft geben, wenn 
sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumutbarer Weise aufge-
klärt werden können und der Kunde dies wünscht. 

11.39.3 In allen übrigen Haftungsfällen ist die Haftung der Parteien sowie 
ihrer Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen für schuldhaft verur-
sachte Schäden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch 
Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde; dies gilt 
nicht bei Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit, oder der schuldhaften Verletzung wesentli-
cher Vertragspflichten, d.h. solcher Pflichten, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrages überhaupt erst 
ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regel-
mäßig vertrauen darf (sog. Kardinalpflichten). 

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche 
nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht, beschränkt 
sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Ab-
schluss des jeweiligen Vertrages als mögliche Folge der Vertrags-
verletzung vorausgesehen hat oder unter Berücksichtigung der 
Umstände, die sie kannte oder kennen musste, hätte voraussehen 
müssen. Gleiches gilt bei grob fahrlässigem Verhalten einfacher 
Erfüllungsgehilfen (nicht leitende Angestellte) außerhalb des Be-

reichs der wesentlichen Vertragspflichten sowie der Lebens-, Kör-
per- oder Gesundheitsschäden. 

11.49.4 Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unbe-
rührt. 

1210 Umzug / Übertragung des Vertrags 

12.110.1 Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug 
unverzüglich, vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen 
Anschrift und der neuen Gaszählernummer in Textform mitzutei-
len. Im Regelfall muss diese Mitteilung bis spätestens 10 Werkta-
ge vor dem Umzugsdatum erfolgen, um dem Lieferanten eine 
rechtzeitige Ab- bzw. Ummeldung beim Netzbetreiber zu ermög-
lichenspätestens jedoch innerhalb einer Frist von einem Monat 
nach dem  Umzug, unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen 
Anschrift und der neuen Stromzählernummer in Textform mitzu-
teilen. 

12.210.2 Der Lieferant wird den Kunden – sofern kein Fall nach Ziff. 
10.310.3  vorliegt – an der neuen Entnahmestelle auf Grundlage 
des Vertrages weiterbeliefern. Die Belieferung zum Zeitpunkt des 
Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten das Um-
zugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat. 

12.310.3 Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum 
Zeitpunkt des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der 
Kunde aus dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Ge-
biet eines anderen Netzbetreibers zieht. Der Lieferant unterbreitet 
dem Kunden für die neue Entnahmestelle auf Wunsch gerne ein 
neues Angebot.  

12.410.4 Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziff. 10.1 10.1 aus 
Gründen, die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten 
die Tatsache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kun-
de verpflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnah-
mestelle, für die der Lieferant gegenüber dem örtlichen Netzbe-
treiber einstehen muss und für die er von keinem anderen Kun-
den eine Vergütung zu fordern berechtigt ist, nach den Preisen 
des Vertrages zu vergüten.  Die Pflicht des Lieferanten zur unver-
züglichen Abmeldung der bisherigen Entnahmestelle und An-
sprüche des Lieferanten auf entgangenen Gewinn wegen einer 
nicht oder verspätet erfolgten Belieferung an der neuen Entnah-
mestelle bleiben unberührt. 

12.510.5 Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem 
Vertrag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirt-
schaftlich leistungsfähigen Dritten zu übertragen. Die Übertra-
gung nach Satz 1 ist dem Kunden rechtzeitig zuvor mitzuteilen...  
In diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Ein-
haltung einer Kündigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwer-
dens der Übertragung zu kündigen.  Hierauf wird der Kunde vom 
Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das Recht 
zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB sowie eine ge-
setzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Übertragungen im 
Sinne des Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer unbe-
rührt. 

 

1311 Vertragsstrafe 

13.111.1 Verbraucht der Kunde Gas unter Umgehung, Beeinflussung oder 
vor Anbringung der Messeinrichtungen oder nach Unterbrechung 
der Versorgung, so ist der Lieferant berechtigt, eine Vertragsstra-
fe zu verlangen. Diese ist für die Dauer des unbefugten Ge-
brauchs, längstens aber für sechs Monate auf der Grundlage ei-
ner täglichen Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsge-
räte von bis zu zehn Stunden nach dem für den Kunden gelten-
den Vertragspreis zu berechnen. 

13.211.2 Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde 
vorsätzlich oder grob fahrlässig die Verpflichtung verletzt, die zur 
Preisbildung erforderlichen Angaben zu machen. Die Vertrags-
strafe beträgt das Zweifache des Betrages, den der Kunde bei Er-
füllung seiner Verpflichtung nach dem für ihn geltenden Vertrags-
preis zusätzlich zu zahlen gehabt hätte. Sie darf längstens für ei-
nen Zeitraum von sechs Monaten verlangt werden. 

13.311.3 Ist die Dauer des unbefugten Gebrauchs oder der Beginn der 
Mitteilungspflicht nicht festzustellen, so kann die Vertragsstrafe in 
entsprechender Anwendung der Ziff. 11.111.1 und 11.211.2 für einen ge-
schätzten Zeitraum, der längstens sechs Monate betragen darf, 
erhoben werden. 

12 Information zur Verarbeitung personenbezogener Daten / 
Widerspruchsrecht  

Sofern es sich bei dem Kunden um eine natürliche Person handelt oder 
der Lieferant bei einer juristischen Person Daten verarbeitet, die sich auf 
die dahinter stehende natürliche Person beziehen (z. B. bei einer Einzel-
firma), wird der Kunde nachfolgend gemäß Art. 13, 14 DS-GVO über die 
Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten informiert:  

Kommentiert [A1]: Bitte genau benennen 
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12.1 Verantwortlicher im Sinne der gesetzlichen Bestimmungen zum 
Datenschutz (z. B. Datenschutz-Grundverordnung – DS-GVO, 
Bundesdatenschutzgesetz – BDSG) für die Verarbeitung der per-
sonenbezogenen Daten des Kunden ist: [einfügen: Firma des 
Lieferanten/ladungsfähige Anschrift/E-Mail-
Adresse/Telefonnummer/Fax-Nr./ggf. Kontaktformular/ggf. Social-
Media-Präsenz etc.].1 

12.2 Der/Die Datenschutzbeauftragte des Lieferanten steht dem 
Kunden für Fragen zur Verarbeitung seiner personenbezogenen 
Daten unter [einfügen: Anschrift/E-Mail-
Adresse/Telefonnummer/ggf. Fax-Nr. des/der Datenschutzbeauf-
tragten] zur Verfügung.2 

12.3 Der Lieferant verarbeitet folgende Kategorien personenbezogener 
Daten: Identifikations- und Kontaktdaten des Kunden (z. B. Na-
me, Adresse, E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Kundennummer, 
ggf. Firma, Registergericht, Registernummer), Daten zur Identifi-
kation der Verbrauchs- bzw. Einspeisestelle (z. B. Zählernummer, 
Identifikationsnummer der Marktlokation (Entnahmestelle)), Ver-
brauchsdaten, Angaben zum Belieferungszeitraum, Abrech-
nungsdaten (z. B. Bankverbindungsdaten), Daten zum Zahlungs-
verhalten.3  

12.4 Der Lieferant verarbeitet die personenbezogenen Daten des 
Kunden zu den folgenden Zwecken und auf folgenden Rechts-
grundlagen4: 

12.4.1 Erfüllung (inklusive Abrechnung) des Energieliefervertrags und 
Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen auf Anfrage des 
Kunden auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO.5  

12.4.2 Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen (z. B. aus dem Messstel-
lenbetriebsgesetz sowie wegen handels- oder steuerrechtlicher 
Vorgaben) auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. c) DS-GVO. 

12.4.3 Wahrnehmung von Aufgaben, die im öffentlichen Interesse 
liegen (z. B. aus dem Messstellenbetriebsgesetz) auf Grundla-
ge von Art. 6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO.  

12.4.4 Direktwerbung und Marktforschung auf Grundlage von Art. 6 
Abs. 1 lit. f) DS-GVO. Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 
Abs. 1 lit. f) DS-GVO dürfen nur erfolgen, soweit dies zur Wah-
rung berechtigter Interessen des Lieferanten oder Dritter erfor-
derlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz perso-
nenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Telefonische Wer-
bung durch den Lieferanten erfolgt überdies nur mit zumindest 
mutmaßlicher Einwilligung des Kunden gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 2 
UWG. 

12.4.5 [Optional6: Bewertung der Kreditwürdigkeit des Kunden zur 
Minimierung von Ausfallrisiken sowie Mitteilung von Anhalts-

                                                 

1  Die Pflicht zur Benennung des Namens und der Kontaktdaten des Verantwort-
lichen ergibt sich aus Art. 13 Abs. 1 lit. a) DS-GVO. Der Kunde muss in der La-
ge sein, mit dem Verantwortlichen ohne Schwierigkeiten Kontakt aufzunehmen, 
um seine Rechte geltend machen zu können. 

2  Die Pflicht zur Benennung der Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten 
ergibt sich aus Art. 13 Abs. 1 lit. b) DS-GVO. Um unnötigen Anpassungsauf-
wand zu vermeiden, empfehlen wir, von einer namentlichen Benennung des 
Datenschutzbeauftragten Abstand zu nehmen. Die Anschrift kann etwa wie 
folgt angegeben werden: „EVU XYZ, Datenschutzbeauftragter, Energiestraße 
1, 12345 Energiestadt“. Für die Kommunikation per E-Mail kann ein Funktions-
postfach eingerichtet werden, z. B. „datenschutz@evu.de“. Sofern Lieferanten 
mit einem externen Datenschutzbeauftragten zusammenarbeiten und dieser 
nicht über die Anschrift des Lieferanten kontaktiert werden soll, wären stattdes-
sen Firma und Anschrift des Datenschutzbeauftragten anzugeben. Bitte beach-
ten Sie, dass Sie den Kunden bei Angabe von Firma und Anschrift eines exter-
nen Datenschutzbeauftragten über einen Wechsel des Datenschutzbeauftrag-
ten und die neuen Kontaktdaten informieren müssen. Sollte für Ihr Unterneh-
men keine Pflicht zu Benennung eines Datenschutzbeauftragten bestehen und 
hat Ihr Unternehmen auch nicht freiwillig einen Datenschutzbeauftragten be-
nannt, ist die Regelung zu streichen. 

3  Soweit der Lieferant weitere Kategorien personenbezogener Daten verarbeitet, 
sind diese zu ergänzen. 

4  Soweit der Lieferant Daten über die hier benannten Zwecke hinaus verarbeitet, 
sind die weiteren Verarbeitungszwecke sowie die zugrunde liegenden Rechts-
grundlagen in der Auflistung zu ergänzen. 

5  Die Grundlage zur Verarbeitung von Kundendaten zu Vertragszwecken bildet 
grundsätzlich Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO.  

6  Sollte Ihr Unternehmen Daten an die SCHUFA Holding AG oder andere Aus-
kunfteien übermitteln, kann es sich anbieten, die Regelung unter dieser Ziffer 
durch den sog. SCHUFA-Hinweis bzw. vergleichbare Regelungen zu ersetzen. 
Hierzu ist der Lieferant nach Maßgabe der Vorgaben der DS-GVO zwar nicht 
verpflichtet, eine Verpflichtung zur Aufnahme des SCHUFA-Hinweises kann 
sich jedoch aus den jeweiligen Dienstleistungsverträgen mit den Auskunfteien 
ergeben. Zum Teil handelt es sich bei den betreffenden Textbausteinen um 
einen abgestimmten Text zwischen Auskunftei und Aufsichtsbehörde. Der 

punkten zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit des Kunden durch 
die Auskunftei [einfügen: Bezeichnung der Auskunf-
tei/ladungsfähige Anschrift] auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 
lit. b) und f) DS-GVO. Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 
Abs. 1 lit. f) DS-GVO dürfen nur erfolgen, soweit dies zur Wah-
rung berechtigter Interessen des Lieferanten oder Dritter erfor-
derlich ist und nicht die Interessen oder Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz perso-
nenbezogener Daten erfordern, überwiegen. Der Lieferant 
übermittelt zur Ermittlung der Kreditwürdigkeit personenbezo-
gene Daten zur Identifikation des Kunden ([bitte anpassen: 
Namen, Anschrift und Geburtsdatum]) sowie Daten über nicht 
vertragsgemäßes oder betrügerisches Verhalten an die ge-
nannte Auskunftei. Die Auskunftei verarbeitet die erhaltenen 
Daten und verwendet sie zudem zum Zwecke der Profilbildung 
(Scoring), um Dritten Informationen zur Beurteilung der Kredit-
würdigkeit des Kunden zu geben. In die Berechnung der Kre-
ditwürdigkeit fließen unter anderem die Anschriftendaten des 
Kunden ein. [Optional7: Nähere Informationen zur Tätigkeit der 
Auskunftei können dem als Anlage beigefügten Informations-
blatt entnommen oder online unter [einfügen: Link zu den In-
formationen] eingesehen werden. Das Informationsblatt enthält 
ausschließlich Angaben der Auskunftei und ist vom Lieferanten 
nicht überprüft worden; mit der Beifügung des Informations-
blatts macht sich der Lieferant dessen Inhalt nicht zu eigen.]  

12.5 Eine Offenlegung bzw. Übermittlung der personenbezogenen 
Daten des Kunden erfolgt – im Rahmen der in Ziffer 12.412.4 ge-
nannten Zwecke – ausschließlich gegenüber folgenden Empfän-
gern bzw. Kategorien von Empfängern: [bitte Empfänger bzw. 
Kategorien von Empfängern einfügen].8  

12.6 Zudem verarbeitet der Lieferant personenbezogene Daten, die er 
von den in Ziffer 12.512.5 genannten Empfängern bzw. Katego-
rien von Empfängern [optional: sowie von (bitte weitere in Satz 
1 nicht genannte Empfänger bzw. Kategorien von Empfän-

                                                                                       

Formulierungsvorschlag in Ziffer 12.4.5 ist in jedem Fall dahingehend zu prü-
fen, ob er die tatsächlichen Verarbeitungsvorgänge korrekt abbildet.   

Die Verarbeitung von Bonitätsdaten unterliegt den Voraussetzungen des Art. 6 
Abs. 1 DS-GVO sowie den Bestimmungen des § 31 BDSG. Grundsätzlich ist 
zwischen der Anfrage eines Score-Werts vor Vertragsabschluss/bei Ver-
tragsanbahnung, der Übermittlung von „Positivdaten“ (Einmeldung) an die 
Auskunftei sowie der Übermittlung von „Negativdaten“ (Daten über nicht ver-
tragsgemäßes Verhalten) an die Auskunftei zu unterscheiden. Eine Übermitt-
lung von Identifikationsdaten des möglichen Vertragspartners an die Auskunf-
tei, mit der Bitte um Mitteilung eines Score-Werts über die betreffende Person, 
kann auf gesetzlicher Grundlage zulässig sein, wenn ein kreditorisches Risiko 
für den Lieferanten besteht, er also in Vorleistung geht. Das ist nach unserer 
Auffassung bei Energielieferverträgen typischerweise der Fall (ohne dass hier-
bei Rechtssicherheit besteht). Als Erlaubnistatbestand für die Übermittlung der 
Identifikationsdaten kommen dann Art. 6 Abs. 1 lit. b) DS-GVO sowie Art. 6 
Abs. 1 lit. f) in Betracht.  

Die Klausel lässt keine Übermittlung von Positivdaten an die Auskunftei zu. Bei 
Positivdaten handelt es sich um Daten, die kein negatives Zahlungsverhalten, 
sondern neutrale oder positive Daten über das Zahlungsverhalten der betroffe-
nen Person beinhalten (z. B. Informationen zu abgeschlossenen Verträgen). Es 
ist umstritten, ob in dieser Fallgruppe eine Einwilligung der betroffenen Person 
zur Weitergabe der Daten benötigt wird oder ob diese auch schon auf eine ge-
setzliche Rechtsgrundlage gestützt werden kann. Die Aufsichtsbehörden ge-
hen derzeit davon aus, dass eine Einwilligung der betroffenen Person benötigt 
wird. Falls Ihr Unternehmen eine Einmeldung von Positivdaten vornehmen 
möchte, sprechen Sie uns gerne für die Gestaltung einer Einwilligungslösung 
an.  

Abweichend davon halten wir eine Übermittlung von Daten, die Negativmerk-
male der betroffenen Person enthalten, auf der Grundlage von Art. 6 Abs. 1 
lit. f) DS-GVO für grundsätzlich zulässig. Dies jedenfalls, wenn die Daten einen 
unmittelbaren Bezug zur Zahlungsunwilligkeit oder -fähigkeit der betroffenen 
Person haben (harte Negativmerkmale).  

7  Soweit der Lieferant auf ein Informationsblatt der Auskunftei verweisen möchte, 
sollte vorab geprüft werden, inwieweit eine Haftungsfreistellung gegenüber der 
Auskunftei von Ansprüchen Dritter bzw. der Einleitung von Aufsichtsmaßnah-
men der Datenschutzbehörden sinnvoll ist. 

8  Der Kunde ist gemäß Art. 13 Abs. 1 lit. e) DS-GVO über die Empfänger oder 
Kategorien von Empfängern seiner personenbezogenen Daten zu informieren. 
Empfänger ist jede natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung 
oder andere Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt werden. Zu be-
nennen sind in diesem Zusammenhang beispielsweise Vorlieferanten, Netzbe-
treiber, Messstellenbetreiber, Bilanzkreisverantwortliche, Banken, Tochter- o-
der Konzerngesellschaften, Auskunfteien und/oder Inkasso-Dienstleister, mit 
denen der Lieferant personenbezogene Daten austauscht. Die Vorschrift ver-
pflichtet auch zur Offenlegung der Datenflüsse mit einem Auftragsverarbeiter 
(wie z. B. einem Abrechnungs- oder IT-Dienstleister). Grundsätzlich genügt die 
Angabe von Empfängerkategorien. Sofern die konkreten Empfänger feststehen 
und sich aller Voraussicht nach für längere Zeiträume nicht ändern, sollte im 
Interesse umfassender Transparenz eine genaue Angabe erfolgen. 

mailto:datenschutz@evu.de
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gern einfügen)] erhält.9 Er verarbeitet auch personenbezogene 
Daten, die er aus öffentlich zugänglichen Quellen, z. B. aus 
Grundbüchern, Handelsregistern und dem Internet zulässiger-
weise gewinnen durfte. 

12.7 Eine Übermittlung der personenbezogenen Daten an oder in 
Drittländer oder an internationale Organisationen erfolgt nicht.10 

12.8 Die personenbezogenen Daten des Kunden werden zu den unter 
Ziffer 12.4 genannten Zwecken solange gespeichert, wie dies für 
die Erfüllung dieser Zwecke erforderlich ist. Zum Zwecke der Di-
rektwerbung und der Marktforschung werden die personenbezo-
genen Daten des Kunden solange gespeichert, wie ein überwie-
gendes rechtliches Interesse des Lieferanten an der Verarbeitung 
nach Maßgabe der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen be-
steht, längstens jedoch für eine Dauer von zwei Jahren über das 
Vertragsende hinaus.11 

12.9 Der Kunde hat gegenüber dem Lieferanten Rechte auf Auskunft 
über seine gespeicherten personenbezogenen Daten (Art. 15  
DS-GVO); Berichtigung der Daten, wenn sie fehlerhaft, veraltet 
oder sonst wie unrichtig sind (Art. 16 DS-GVO); Löschung, wenn 
die Speicherung unzulässig ist, der Zweck der Verarbeitung erfüllt 
und die Speicherung daher nicht mehr erforderlich ist oder der 
Kunde eine erteilte Einwilligung zur Verarbeitung bestimmter per-
sonenbezogener Daten widerrufen hat (Art. 17 DS-GVO); Ein-
schränkung der Verarbeitung, wenn eine der in Art. 18 Abs. 1 DS-
GVO genannten Voraussetzungen gegeben ist (Art. 18 DS-GVO); 
Datenübertragbarkeit der vom Kunden bereitgestellten, ihn betref-
fenden personenbezogenen Daten (Art. 20 DS-GVO); Recht auf 
Widerruf einer erteilten Einwilligung, wobei der Widerruf die 
Rechtmäßigkeit der bis dahin aufgrund der Einwilligung erfolgten 
Verarbeitung nicht berührt (Art. 7 Abs. 3 DS-GVO) und Recht auf 
Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde (Art. 77 DS-GVO).12 

12.10 Im Rahmen dieses Vertrags muss der Kunde diejenigen perso-
nenbezogenen Daten (vgl. Ziffer 12.312.3) bereitstellen, die für 
den Abschluss des Vertrags und die Erfüllung der damit verbun-
denen vertraglichen Pflichten erforderlich sind oder zu deren Er-
hebung der Lieferant gesetzlich verpflichtet ist. Ohne diese Daten 
kann der Vertrag nicht abgeschlossen bzw. erfüllt werden. 

12.11 Zum Abschluss und zur Erfüllung des Vertrags findet keine 
automatisierte Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 
statt.13  

                                                 

9  Nach Art. 14 Abs. 2 lit. f) DS-GVO muss der Lieferant über die Datenquellen 
informieren, sofern er Daten nicht direkt beim Kunden erhebt. Dies werden in 
der Regel die Empfänger sein, denen er selbst auch Daten übermittelt, z. B. 
der Netzbetreiber, der dem Lieferanten Verbrauchsdaten sendet.  

10  Sollen personenbezogene Daten an Drittländer oder internationale Organisati-
onen übermittelt werden oder sollte die Übermittlung beabsichtigt sein, ist diese 
Ziffer anzupassen. Es ist darauf hinzuweisen, ob ein Angemessenheitsbe-
schluss der Kommission vorliegt. Im Falle von Übermittlungen gemäß Art. 46 
oder Art. 47 oder Art. 49 Abs. 1 UAbs. 2 DS-GVO ist ein Verweis auf die ge-
eigneten oder angemessenen Garantien und die Möglichkeit, eine Kopie von 
ihnen zu erhalten oder wo sie verfügbar sind, aufzunehmen. Drittländer sind 
Länder außerhalb der EU/des EWR. 

11  Der Kunde ist gemäß Art. 13 Abs. 2 lit. a) DS-GVO über die Dauer, für die 
personenbezogene Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht möglich 
ist, über die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer, zu informieren. Bei der 
Bemessung der Speicherungsfristen ist zu berücksichtigen, dass personenbe-
zogene Daten grundsätzlich nach dem Fortfall des Zwecks der Verarbeitung zu 
löschen bzw. unter Berücksichtigung der gesetzlichen Archivierungs- und Auf-
bewahrungspflichten zu sperren sind. Die Verarbeitung von Daten über das 
Vertragsende hinaus zu anderen Zwecken als der Begründung, Durchführung 
oder Beendigung des Vertrags setzt nach Maßgabe der Bestimmungen der 
DS-GVO voraus, dass die Verarbeitung der personenbezogenen Daten zur 
Wahrung berechtigter Interessen des Lieferanten oder eines Dritten erforder-
lich ist und die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffe-
nen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfordern, nicht über-
wiegen (Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO). Zudem muss der Kunde vor der Verarbei-
tung der Daten über das Vertragsende hinaus darüber informiert worden sein 
(vgl. etwa die vorliegende Information zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten zu Werbezwecken in dieser Ziffer). Um eine effiziente und wirksame 
Umsetzung von Lösch- bzw. Sperrpflichten zu gewährleisten, empfehlen wir, 
ein internes Löschkonzept zu erstellen. Sprechen Sie uns hierzu gerne an. 
Soweit im Löschkonzept für die Verarbeitung personenbezogener Daten je-
weils gesonderte Speicherfristen für unterschiedliche Zwecke der Verarbeitung 
bzw. Kategorien von personenbezogenen Daten hinterlegt sind, bietet es sich 
aus Gründen der Transparenz aus unserer Sicht an, die Speicherfristen in die-
se Ziffer aufzunehmen. 

12  Die Pflicht zur Information über die benannten Betroffenenrechte ergibt sich 
aus Art. 13 Abs. 2 lit. b) und c) DS-GVO.  

13  Nach Art. 22 DS-GVO ist eine automatisierte Entscheidungsfindung aufgrund 
einer automatisierten Verarbeitung – einschließlich Profiling – nur unter engen 
Voraussetzungen zulässig. Bei der Durchführung eines Bonitäts-Scoring durch 
eine Auskunftei wird es sich zwar typischerweise um eine automatisierte Ver-
arbeitung im Sinne eines Profiling nach Art. 4 Nr. 4  

 

Widerspruchsrecht14 

 

Der Kunde kann der Verarbeitung seiner personenbezogenen 
Daten für Zwecke der Direktwerbung und/oder der Marktfor-
schung gegenüber dem Lieferanten ohne Angabe von Gründen 
jederzeit widersprechen.15 Der Lieferant wird die personenbezo-
genen Daten nach dem Eingang des Widerspruchs nicht mehr für 
die Zwecke der Direktwerbung und/oder Marktforschung verarbei-
ten und die Daten löschen, wenn eine Verarbeitung nicht zu 
anderen Zwecken (beispielsweise zur Erfüllung des Vertrags) 
erforderlich ist. 

 

Auch anderen Verarbeitungen, die der Lieferant auf die Wahr-
nehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse i. S. d. Art. 
6 Abs. 1 lit. e) DS-GVO liegt, oder auf ein berechtigtes Interesse 
i. S. d. Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO stützt [optional16: (beispiels-
weise Übermittlungen von Daten zum nicht vertragsgemäßen 
oder betrügerischen Verhalten des Kunden an Auskunfteien)], 
kann der Kunde gegenüber dem Lieferanten aus Gründen, die 
sich aus der besonderen Situation des Kunden ergeben, jederzeit 
unter Angabe dieser Gründe widersprechen. Der Lieferant wird 
die personenbezogenen Daten im Falle eines begründeten Wi-
derspruchs grundsätzlich nicht mehr für die betreffenden Zwecke 
verarbeiten und die Daten löschen, es sei denn, er kann zwin-
gende Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interes-
sen, Rechte und Freiheiten des Kunden überwiegen, oder die 
Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Vertei-
digung von Rechtsansprüchen. 

 

Der Widerspruch ist zu richten an: [einfügen: Firma des Lieferan-
ten/Anschrift/Fax-Nr./E-Mail-Adresse]17.  

 

                                                                                       

DS-GVO handeln. Die Einschränkungen des Art. 22 DS-GVO gelten jedoch 
nur, wenn auf der Grundlage des ermittelten Score-Werts (zusätzlich) eine au-
tomatisierte Entscheidungsfindung erfolgt. Entscheidend hierfür ist, ob bei der 
Einholung des Score-Werts die Entscheidung einer natürlichen Person nach- 
oder zwischengeschaltet ist.  

Die Klausel geht davon aus, dass die Letztentscheidung über den Vertrags-
schluss (unter Berücksichtigung des von der Auskunftei mitgeteilten Score-
Werts) durch einen Vertriebsmitarbeiter getroffen wird. Sollte demgegenüber 
auf der Grundlage des automatisiert generierten Score-Werts auch eine auto-
matisierte Entscheidungsfindung beabsichtigt sein, wäre zu prüfen, ob hierfür 
eine gesetzliche Rechtsgrundlage besteht oder eine Einwilligung des Kunden 
einzuholen ist. Zudem wäre die Klausel zu streichen und der Kunde auf die 
automatisierte Entscheidungsfindung aufgrund einer automatisierten Verarbei-
tung ausdrücklich hinzuweisen (Art. 13 Abs. 2 lit. f) DS-GVO). 

 Zwar ist grundsätzlich nur das Bestehen einer automatisierten Entscheidungs-
findung einschließlich Profiling offenzulegen, es entspricht aber dem üblichen 
Vorgehen, auch auf den Verzicht hierauf hinzuweisen. 

14  Der Kunde ist gemäß Art. 21 Abs. 4 DS-GVO spätestens zum Zeitpunkt der 
ersten Kommunikation auf das Recht zum Widerspruch gegen die Verarbeitung 
von Daten zu Zwecken der Direktwerbung und/oder Marktforschung sowie an-
dere Verarbeitungen auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. e) und f) DS-GVO zu 
informieren. Der Hinweis hat in einer verständlichen und von anderen Informa-
tionen getrennten Form zu erfolgen. Aus unserer Sicht können die gesetzlichen 
Vorgaben über die separate Darstellung des Widerspruchsrechts in hervorge-
hobener Form und gerahmt umgesetzt werden, abschließend rechtssicher ist 
dies nicht. Alternativ zu Ziffer 12 kann die beigefügte „Kundeninformation zur 
Verarbeitung personenbezogener Daten“ verwendet werden. Ziffer 12 (inkl. des 
Hinweises auf das bestehende Widerspruchsrecht) ist dann zu streichen (vgl. 
die interne Vorbemerkung zu Ziffer 12).  

15  Die Belehrung über das jederzeitige Widerspruchsrecht des Kunden gegen die 
Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten für Zwecke der Direktwerbung 
ist gemäß Art. 21 Abs. 2 DS-GVO erforderlich. 

16  Soweit die Übermittlung personenbezogener Daten des Kunden vom Lieferan-
ten an Auskunfteien auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. f) DS-GVO erfolgt, 
steht dem Kunden gegen die Verarbeitung ein Widerspruchsrecht zu, wenn 
sich dies aus der besonderen Situation des Kunden ergibt. Darunter könnte 
beispielsweise eine Übermittlung von Daten zu nicht vertragsgemäßem oder 
betrügerischem Verhalten des Kunden zählen. Für den Fall, dass die Kunden 
der Verarbeitung widersprechen, ist im Einzelfall zu prüfen, ob der Widerspruch 
berechtigt ist. 

17  Alternativ oder zusätzlich können vorliegend die Kontaktdaten des Daten-
schutzbeauftragten oder einer anderen zuständigen Abteilung des Lieferanten 
angegeben werden. 
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rantenwechsel 

[Interne Vorbemerkung: Während Ziffer 12 die Informationspflichten bei 
einer Verarbeitung personenbezogener Daten des Kunden selbst abbil-
det, regelt Ziffer 13 die Erfüllung der Informationspflichten bei einer 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten weiterer Personen, etwa 
Mitarbeitern, Erfüllungsgehilfen oder Dienstleistern der Vertragspartner 
(„sonstige betroffene Personen“). Ziffer 13 enthält eine Verpflichtung der 
Vertragspartner zur wechselseitigen Übernahme der Informationspflich-
ten. Zur Erfüllung der Informationspflichten gegenüber diesen weiteren 
Personen sollte der Lieferant dem Kunden die diesen AGB als Anhang 
beigefügte Musterinformation (“Information Datenschutz für sonstige 
betroffene Personen“) aushändigen.] 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, die dem jeweils anderen Vertrags-
partner nach Art. 13 und/oder Art. 14 DS-GVO obliegenden Informations-
pflichten gegenüber den eigenen Mitarbeitern, Erfüllungsgehilfen und 
Dienstleistern (betroffene Personen) zu erfüllen, wenn im Rahmen der 
Vertragserfüllung, zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, zur 
Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung oder zur Wahrung berechtigter 
Interessen   

 personenbezogene Daten betroffener Personen von einem Vertrags-
partner an den jeweils anderen Vertragspartner weitergeben wer-
den und/oder  

 betroffene Personen auf Veranlassung des einen Vertragspartners den 
jeweils anderen Vertragspartner kontaktieren. 

Hierfür verwendet der Vertragspartner, der die personenbezogenen 
Daten weitergibt bzw. auf dessen Veranlassung die Kontaktaufnahme 
erfolgt, das ihm vom anderen Vertragspartner zur Verfügung gestellte 
Informationsblatt. Die „Information Datenschutz für sonstige betroffene 
Personen“ des Lieferanten ist diesen AGB als Anhang beigefügt. Die 
Vertragspartner sind nicht verpflichtet, das vom anderen Vertragspartner 
zur Verfügung gestellte Informationsblatt vor der Aushändigung an die 
betroffenen Personen zu prüfen. Sie sind weiterhin nicht berechtigt, das 
vom anderen Vertragspartner zur Verfügung gestellte Informationsblatt 
ohne vorherige Zustimmung zu ändern. Es obliegt ausschließlich dem zur 
Information verpflichteten Vertragspartner, dem anderen Vertragspartner 
ein den jeweils geltenden rechtlichen Anforderungen entsprechendes 
Informationsblatt zur Verfügung zu stellen und dieses bei Bedarf auch 
während der Vertragslaufzeit zu aktualisieren. 

                                                 

18  Teilweise verarbeiten der Lieferant und auch der Kunde bei 
der Vertragsdurchführung personenbezogene Daten Dritter, die sie 
nicht unmittelbar bei diesen erheben, z. B. wenn Mitarbeiter des 
Kunden als Ansprechpartner benannt werden. Auch in diesen Fäl-
len ist der Lieferant zur Information der betroffenen Person (z. B. 
des Mitarbeiters des Kunden) verpflichtet. Diese gesetzliche Infor-
mationspflicht kann vertraglich auf den anderen Vertragspartner de-
legiert werden, weil dieser regelmäßig den deutlich direkteren Zu-
gang zu den Betroffenen hat. Verantwortlich für die Einhaltung der 
Informationspflicht aus Art. 13 bzw. 14 DS-GVO bleibt aber der Ver-
tragspartner, der die personenbezogenen Daten erhebt. Dieser 
trägt deshalb auch das Risiko, dass der andere Vertragspartner die 
betroffenen Dritten tatsächlich informiert. Der Lieferant sollte dem 
Kunden bei Vertragsschluss die als Anlage beigefügte Musterinfor-
mation „Information Datenschutz für sonstige betroffene Personen“ 
stets aktuell zur Verfügung stellen, damit dieser die betroffenen 
Personen entsprechend informieren kann.  

 Die Übertragung der Informationspflichten bezieht sich nur 
auf folgende Personengruppen: Mitarbeiter, Erfüllungsgehilfen und 
Dienstleister. Sollte der Lieferant personenbezogene Daten von 
weiteren Personengruppen verarbeiten, ist die Klausel ggf. entspre-
chend zu ergänzen.  

14.0. Datenschutz / Widerspruchsrecht 

15.0. Der Lieferant erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene 
Daten des Kunden (insbesondere die Angaben des Kunden im 
Zusammenhang mit dem Vertragsschluss) zur Begründung, 
Durchführung oder Beendigung des Energieliefervertrages nach 
Maßgabe der Bestimmungen des Bundesdatenschutzgesetzes.  

16.0. Der Lieferant behält sich insbesondere vor,  

17.0. zum Zweck der Entscheidung über die Begründung, Durchfüh-
rung oder Beendigung des Energieliefervertrages Wahrschein-
lichkeitswerte für das zukünftige Zahlungsverhalten des Kunden 
(sog. Bonitäts-Scoring) zu erheben, zu speichern und zu verwen-
den; in die Berechnung dieser Wahrscheinlichkeitswerte fließen 
unter anderem die Anschriftendaten des Kunden ein.  

18.0. zu dem in lit. a) genannten Zweck Informationen über die unter-
bliebene oder nicht rechtzeitige Erfüllung fälliger Forderungen 
und anderes vertragswidriges Verhalten des Kunden (sog. Nega-
tivdaten) zu verarbeiten, insbesondere zu speichern. 

19.0. personenbezogene Daten über Forderungen gegen den Kunden 
an Auskunfteien zu übermitteln, wenn die Übermittlung zur Wah-
rung berechtigter Interessen des Lieferanten oder eines Dritten 
erforderlich ist, der Kunde eine geschuldete Leistung trotz Fällig-
keit nicht erbringt und die übrigen in § 28a BDSG genannten Vo-
raussetzungen vorliegen. 

20.0. Der Kunde kann jederzeit der Verarbeitung und Nutzung seiner 
Daten für Zwecke der Werbung oder der Markt- oder Meinungs-
forschung gegenüber dem Lieferanten widersprechen; telefoni-
sche Werbung durch den Lieferanten erfolgt zudem nur mit vor-
heriger ausdrücklicher Einwilligung des Kunden. 

2113 Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Liefe-
rantenwechsel 

21.113.1 Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten 
sind beim örtlichen Netzbetreiber zu erfragen. 

21.213.2 Ein Lieferantenwechsel erfolgt zügig und unentgeltlich. Nach 
dem Wechsel ist der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten 
den für ihn maßgeblichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjah-
reszeitraums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Gründen, die 
er nicht zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist 
der geschätzte Verbrauch anzugeben. 

2214 Streitbeilegungsverfahren (Verbraucher im Sinnes des § 
13BGB) 

22.114.1 Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber  
(Unternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrau-
chern im Sinne des § 13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum 
Vertragsabschluss oder zur Qualität von Leistungen des Unter-
nehmens (Verbraucherbeschwerden), die den Anschluss an das 
Versorgungsnetz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung 
der Energie betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb 
einer Frist von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu 
beantworten. Verbraucherbeschwerden sind zu richten an: 
Stadtwerke Eberbach, Güterbahnhofstraße 4, 69412 Eberbach, 
Fax-Nr.:06271/920928, E-Mail: post@sw-eberbach.de.  

Ein Verbraucher  ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b 
EnWG zur Durchführung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, 
wenn das Unternehmen der Beschwerde nicht innerhalb der Bear-
beitungsfrist abgeholfen hat oder erklärt hat, der Beschwerde nicht 
abzuhelfen. § 14 Abs. 5 VSBG bleibt unberührt. Das Unternehmen 
ist verpflichtet, an dem Verfahren bei der Schlichtungsstelle teilzu-
nehmen. Die Einreichung einer Beschwerde bei der Schlichtungs-
stelle hemmt die gesetzliche Verjährung gemäß § 204 Abs. 1 Nr. 4 
BGB. Das Recht der Beteiligten, die Gerichte anzurufen oder ein 
anderes Verfahren nach dem EnWG zu beantragen, bleibt unbe-
rührt.  

22.214.2 Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit: Schlich-
tungsstelle Energie e.V., Friedrichstraße 133, 10117 Berlin, Tele-
fon: 030 / 2757 240 -0, Telefax: 030 / 2757 240-69, E-Mail: in-
fo@schlichtungsstelle-energie.de, Homepage: 
www.schlichtungsstelle-energie.de. 

22.314.3 Allgemeine Informationen der Bundesnetzagentur zu Ver-
braucherrechten für den Bereich Elektrizität und Gas sind erhält-
lich über den Verbraucherservice Energie, Bundesnetzagentur, 
Allgemeine Informationen zu Verbraucherrechten sind erhältlich 
über den Verbraucherservice der Bundesnetzagentur für den Be-
reich Elektrizität und Gas, Postfach 8001, 53105 Bonn, Telefon: 
030/ 22480-500 oder 01805 101000, Telefax: 030/ 22480-323, E-
Mail: verbraucherservice-energie@bnetza.de. 

22.414.4 Verbraucher haben die Möglichkeit, über die Online-
Streitbeilegungs-Plattform (OS-Plattform) der Europäischen Union 
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kostenlose Hilfestellung für die Einreichung einer Verbraucherbe-
schwerde zu einem Online-Kaufvertrag oder Online-
Dienstleistungsvertrag sowie Informationen über die Verfahren an 
den Verbraucherschlichtungsstellen in der Europäischen Union 
zu erhalten. Die OS-Plattform kann unter folgendem Link aufgeru-
fen werden: http://ec.europa.eu/consumers/odr/ 

2315 Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungs-
gesetz 

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch 
Endkunden wird bei der Bundesstelle für Energieeffizienz eine 
Liste geführt, in der Energiedienstleister, Anbieter von Energieau-
dits und Anbieter von Energieeffizienzmaßnahmen aufgeführt 
sind. Weiterführende Informationen zu der so genannten Anbie-
terliste und den Anbietern selbst erhalten Sie unter www.bfee-
online.de. Sie können sich zudem bei der Deutschen Energie-
agentur über das Thema Energieeffizienz umfassend informieren. 
Weitere Informationen erhalten Sie unter www.energieeffizienz-
online.info. 

2416 Gerichtsstand (gilt nicht für private Letztverbraucher) 

Der Gerichtsstand für Kaufleute im Sinne des Handelsgesetzbu-
ches, juristische Personen des öffentlichen Rechts und öffentlich-
rechtliche Sondervermögen ist ausschließlich HeidelbergEberbach. Das 
gleiche gilt, wenn der Kunde keinen allgemeinen Gerichtsstand 
im Inland hat. 

2517 Schlussbestimmungen 

25.117.1 Diese Bedingungen sind abschließend. Mündliche Nebenabreden 
bestehen nicht. 

25.217.2 Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrages unwirksam oder 
undurchführbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Übri-
gen davon unberührt.  

2618 Energiesteuer-Hinweis 

Für das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas gilt folgen-
der Hinweis gemäß der Energiesteuer-Durchführungsverordnung:  

“Steuerbegünstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff 
verwendet werden, es sei denn, eine solche Verwendung ist nach 
dem Energiesteuergesetz oder der Energiesteuer-
Durchführungsverordnung zulässig. Jede andere Verwendung als 
Kraftstoff hat steuer- und strafrechtliche Folgen. In Zweifelsfällen 
wenden Sie sich bitte an Ihr zuständiges Hauptzollamt.“ 

2719 Kosten 

                                                                                            netto / 
brutto 

Mahnkosten pro Mahnschreiben (Ziffer 4.2)      € 3,80 

Zahlungseinzug durch einen Beauftragten  (Ziffer 4.2)      
€ 22,69 

Unterbrechung der Anschlussnutzung (Ziffer 8.3)      € 92,00 

Wiederaufnahme der Anschlussnutzung (Ziffer 8.3)    

-während der vom Netzbetreiber veröffentlichten  

Geschäftszeiten         € 46,00/54,74 

-außerhalb der Geschäftszeit des Netzbetreibers      € 
92,00/109,48 

Kosten für unberechtigte Zutrittsverweigerung (Ziffer3.2)  €30,00/35,70 

Erstellung von Zwischenabrechnungen auf  

Kundenwunsch inkl. Versand pro Rechnung      € 8,40/10,00 

Rechnungsnachdruck auf Kundenwunsch       € 
4,20/5,00 

Monatliche, viertel- oder halbjährliche Abrechnung 

(je Abrechnung)         € 8,40/10,00 
 
In den genannten Bruttobeträgen ist die Umsatzsteuer in der gesetzlich festge-
legten Höhe (derzeit 19 %) enthalten.  
Wird kein Bruttobetrag genannt, besteht derzeit keine Umsatzsteuerpflicht. 
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